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1. Einführung

Rechtsfähigkeit nach kirchlichem Recht 
und Rechtsfähigkeit nach staatlichem 
Recht sind nicht identisch. Im kirchli-
chen Rechtsbereich ist jede Ordensge-
meinschaft, sobald sie kanonisch errich-
tet ist, auch rechtsfähig: Der Status von 
juristischen Personen des kanonischen 
Rechts kommt sowohl dem Institut des 
geweihten Lebens als ganzem zu (bzw. 
der Gesellschaft des apostolischen Le-
bens als ganzer) als auch den Provin-
zen, wo es solche gibt, als auch den 
einzelnen Niederlassungen (c. 634 § 1 
CIC). Dass eine Ordensgemeinschaft im 
kirchlichen Rechtsbereich existiert, 
bringt aber nicht automatisch die 
Rechtsfähigkeit im staatlichen Rechts-
bereich mit sich. Vielmehr ist, um auch 
im staatlichen Rechtsbereich rechtsfähig 

zu sein, zusätzlich zu der kirchlichen 
Errichtung ein weiterer Schritt erforder-
lich. Fast alle heute in Deutschland be-
stehenden Ordensgemeinschaften haben 
irgendwann in ihrer Geschichte einen 
solchen Schritt gesetzt, um die staatli-
che Rechtsfähigkeit zu erlangen.
Als Voraussetzung für die Anerkennung 
der staatlichen Rechtsfähigkeit verlangt 
der Staat Klarheit hinsichtlich der 
Struktur der anzuerkennenden juristi-
schen Person. Das BGB spricht in die-
sem Zusammenhang von der „Verfas-
sung“ der juristischen Person.1 Der 
Staat möchte das Dokument kennen, in 
dem die Strukturen der juristischen Per-
son beschrieben sind. Vor allem möchte 
er wissen, welche Organe sie hat und 
wem die rechtliche Vertretung zu-
kommt. Dabei sind zwei Modelle zu 
unterscheiden, nämlich (1) die Identität 
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der Verfassung nach kirchlichem und 
nach staatlichem Recht und (2) zwei 
unterschiedliche Verfassungen.
Im ersten Modell beschreiben die für 
den kirchlichen Rechtsbereich geschaf-
fenen Konstitutionen zugleich auch die 
Verfassung der vom staatlichen Recht 
anerkannten juristischen Person. Dabei 
ist es für dieses Modell unerheblich, ob 
das betreffende kirchliche Dokument 
mit dem Ausdruck „Konstitutionen“ 
oder „Regel“ oder „Satzung“ oder noch 
einem anderen Ausdruck bezeichnet 
wird. Entscheidend ist für dieses erste 
Modell, dass ein und dasselbe Doku-
ment die Verfassung nach kirchlichem 
und nach staatlichem Recht beschreibt. 
Deutschland gehört zu den wenigen 
Staaten der Erde, in denen kirchliche 
juristische Personen von diesem Mo-
dell Gebrauch machen können.
Was die in Deutschland bestehenden 
Ordensgemeinschaften betrifft, ist das 
Modell der Identität der Verfassung 
nach staatlichem und kirchlichem 
Recht im Wesentlichen auf diejenigen 
Ordensgemeinschaften beschränkt, die 
den Status einer Körperschaft des öf-
fentlichen Rechts besitzen (d. h. die 
„den Körperschaftsstatus besitzen“). 
Den Ordensgemeinschaften, die schon 
1919 beim Erlassen der Weimarer 
Reichsverfassung diesen Status hatten, 
blieb er seitdem erhalten.2 Anderen 
Ordensgemeinschaften ist es seitdem – 
von Ausnahmen abgesehen – nur noch 
in Bayern möglich, diesen Status zu 
bekommen. Bei den älteren Ordensge-
meinschaften mit Körperschaftsstatus 
besteht neben den kirchlichen Konsti-
tutionen überhaupt keine Satzung für 
den staatlichen Rechtsbereich. Bei den 
jüngeren Ordensgemeinschaften mit 
Körperschaftsstatus gibt es zwar in der 

Regel eine kurze Satzung für den staatli-
chen Rechtsbereich; diese Satzung ver-
weist aber, was die Struktur der Gemein-
schaft angeht, einfach auf die kirchlichen 
Konstitutionen. Auch im Falle einer sol-
chen zusätzlichen kleinen staatlichen 
Satzung ist also eine Identität der Ver-
fassung nach kirchlichem und staatli-
chem Recht gegeben.
Das voranstehend über den Körper-
schaftsstatus Gesagte bedeutet nicht, 
dass für das erste Modell, die Identität 
von kirchlicher und staatlicher Verfas-
sung, überhaupt nur die Rechtsform ei-
ner Körperschaft des öffentlichen Rechts 
in Frage käme. Im Prinzip kommen dafür 
auch andere Rechtsformen in Frage. 
Zum Beispiel besteht eine Identität der 
Verfassung nach kirchlichem und staat-
lichem Recht häufig bei kirchlichen Ver-
einen. Es kommt häufig vor, dass ein 
kirchlicher Verein aufgrund ein und 
derselben Satzung sowohl als Verein 
nach kanonischem Recht als auch als 
eingetragener Verein nach staatlichem 
Recht anerkannt ist. Im Prinzip könnte 
auch eine Ordensgemeinschaft versu-
chen, ein und dasselbe Dokument zu 
verwenden für die Konstitutionen im 
kirchlichen Rechtsbereich und für die 
Satzung eines eingetragenen Vereins im 
staatlichen Rechtsbereich.3 In der Praxis 
wird das aber kaum gelingen, weil die 
Kirche an die Konstitutionen von Or-
densgemeinschaften andere Anforderun-
gen stellt, als sie der deutsche Staat an 
eingetragene Vereine stellt.
Bei allen Ordensgemeinschaften, die die-
ses erste Modell der Identität der Verfas-
sung verwirklichen, lässt sich formulie-
ren, dass die Ordensgemeinschaft selbst 
über Rechtsfähigkeit im staatlichen 
Rechtsbereich verfügt. Man würde nicht 
sagen, dass die Ordensgemeinschaft ei-
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nen zivilen Rechtsträger „besitzt“. Diese 
Formulierung kennzeichnet vielmehr 
das zweite Modell, das heißt das Modell, 
in dem die Verfassungen nach kirchli-
chem und staatlichem Recht voneinan-
der verschieden sind. In diesem Modell 
gibt es notwendigerweise zwei unter-
schiedliche Dokumente, aus denen auch 
zwei unterschiedliche Verfassungen 
hervorgehen. Die beiden Verfassungen 
mögen ähnlich sein; sie sind aber nicht 
identisch. In den meisten Staaten der 
Erde steht allen juristischen Personen 
der Kirche nur dieser zweite Weg offen, 
auch den Bistümern, Pfarreien usw. Die 
meisten Staaten sind nämlich nicht be-
reit, die in kirchlichen Dokumenten 
festgelegte Struktur einfach eins zu eins 
als Verfassung einer juristischen Person 
im staatlichen Rechtsbereich anzuer-
kennen. In solchen Staaten stehen also 
auch Bistümer, Pfarreien usw. vor der 
Frage, welche Rechtsform sie im staatli-
chen Rechtsbereich annehmen wollen 
und wie sie diese Rechtsform näher ge-
stalten.4 Vor dieser Frage standen in 
Deutschland auch alle Ordensgemein-
schaften, die vom Staat nicht als Kör-
perschaft des öffentlichen Rechts aner-
kannt sind und die sich deswegen, um 
im staatlichen Bereich Rechtsfähigkeit 
zu erlangen, einen zivilen Rechtsträger 
geschaffen haben. Da in diesem Fall die 
Ordensgemeinschaft und ihr ziviler 
Rechtsträger nicht miteinander iden-
tisch sind, kann man die Frage stellen, 
wie die Beziehung zwischen beiden be-
schrieben werden kann. Um diese Frage 
geht es in dem vorliegenden Beitrag.
Häufig kommt es vor, dass eine Ordens-
gemeinschaft ein und denselben zivilen 
Rechtsträger sowohl für sich selbst be-
sitzt als auch für bestimmte Unterneh-
mungen, z. B. für eine soziale Einrich-

tung, einen Wirtschaftsbetrieb usw. 
Solche „gemischten“ Rechtsträger sind 
von den nachstehenden Darlegungen 
mit erfasst, denn dabei hat die juristi-
sche Person des staatlichen Rechts zu-
mindest unter anderem die Funktion, 
ziviler Rechtsträger der Ordensgemein-
schaft zu sein. Nicht von den nachste-
henden Darlegungen erfasst sind dem-
gegenüber die „Ausgliederungen“ oder 
„Ausgründungen“ solcher Unterneh-
mungen, d. h. diejenigen Fälle, in denen 
eine Ordensgemeinschaft einen zivilen 
Rechtsträger nicht für sich selbst, son-
dern ausschließlich für solche Unter-
nehmungen gründet.5

2. Statistik

Da die meisten in Deutschland vertrete-
nen Ordensgemeinschaften Mitglied im 
„Solidarwerk der katholischen Orden 
Deutschlands e. V.“ sind und bei ihrem 
Beitritt zum Solidarwerk um Angaben 
zu ihrer Rechtsform gebeten worden 
waren, ergibt sich aus dem Mitglieder-
verzeichnis des Solidarwerks ein eini-
germaßen zuverlässiges Bild der gegen-
wärtigen Situation. Demnach hatten 
nach dem Stand vom September 2013 
von den 297 Mitgliedern des Solidar-
werks 98, also etwa ein Drittel, als 
Rechtsform den Status einer Körper-
schaft des öffentlichen Rechts angege-
ben. Von den übrigen 199 Mitgliedern 
erklärten 181, dass sie einen zivilen 
Rechtsträger besaßen. Dabei handelte es 
sich in der großen Mehrzahl, in 168 
Fällen, um eingetragene Vereine, in vier 
Fällen um GmbHs, in einem Fall um 
eine Stiftung und in acht Fällen um 
sonstige Rechtsformen. Bei den übrigen 
18 Mitgliedern des Solidarwerks lagen 
keine Angaben über einen Rechtsträger 
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1gentum dem Kirchenvermögen auf ware auch kaum mögliıch, Qa OQıe recht-
ach weltlichem ec ültige e1se 1C Situation VO  — aa aa VCI-

gesichert wIird“ AÄAus Meser kurzen Auf- schleden 1st. Im Prinzıp 1st 41SO Jede
forderung ergeben sich weIltreichende Rechtsform Zzuläss1g, Ae dIie ın 172784
Konsequenzen. Das Sol1 1m Folgenden 1m ( IC verlangte Sicherheit gewährleisten

kann. Als echtsform des zıvıilen1INDILIC auf OAie zıvıllen Kechtsträger VOT

Ordensgemeinschaften entfaltet werden. Kechtsträgers e1ner Ordensgemeinschaft
1st aIS0O nicht 11UTr der eingetragene Ver-

31 Ebenen, auıf denen zivıile 1in zuläss1ıg, SsOoNdern auch OQıe GmbH,
Rechtsträger geschaffen werden Oie 1  un  » Oie Aktiengesellschaft,

Ordensgemeinschaften hbesitzen auf 1h- usw.®© Ihe oben ın Abschnitt angeführ-
Ic1H verschledenen FEbenen mehrere JU- Statistik ze1gt, Qass OQıe meısten ()r-
ristische ersconen des kanonıschen densgemeinschaften sich den
Rechts AIie Gemelinschaft als » verschliedenen Rechtsformen, Oie Qas
dIie Provınz, dIie einzelnen Niederlassun- deutsche ec anbletet, für OQıe des e1N-
gen TIrotzdem werden AIie rdensge- getragenen Verelns entschleden en
meinschaften VO kanonıischen ecC uch OQıe deutsche Fachliteratur 1st sich
Was Ae Vermögensverhältnisse angeht, SEIT langem e1IN1S, Qass den zı vılen
als Inhelt esehen. Das zeIgt sich Qdar- Rechtsformen für Ordensgemeinschaf-
d  4 Aass dIie Übertragung VOTl Vermögen ten dIie des ın dere Ae ee1g-
VOT Ce1iner Juristischen Person des kano- Netistie 1st.? 211
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vor. Im Ergebnis kann man davon aus-
gehen, dass in Deutschland etwas mehr 
als 60 Prozent der Ordensgemeinschaf-
ten einen zivilen Rechtsträger besitzen.

3. Anforderungen des
kanonischen Rechts
an den zivilen Rechtsträger

Im Codex des kanonischen Rechts wer-
den die zivilen Rechtsträger kirchlicher 
juristischer Personen nicht ausdrücklich 
erwähnt.6 Der Sache nach kommt dieses 
Thema aber im kirchlichen Vermögens-
recht zur Sprache. Denn bei dem Vermö-
gen des zivilen Rechtsträgers handelt es 
sich aus der Sicht des ka no nischen 
Rechts um Kirchenvermögen, auf das die 
betreffenden Bestimmungen des Codex 
Anwendung finden. Zu den Verpflich-
tungen aller kirchlichen Vermögensver-
walter gehört nach c. 1284 § 2, 2° CIC 
die Aufgabe, dafür zu sorgen, „dass das 
Eigentum an dem Kirchenvermögen auf 
nach weltlichem Recht gültige Weise 
gesichert wird.“ Aus dieser kurzen Auf-
forderung ergeben sich weitreichende 
Konsequenzen. Das soll im Folgenden im 
Hinblick auf die zivilen Rechtsträger von 
Ordensgemeinschaften entfaltet werden.

3.1 Ebenen, auf denen zivile
Rechtsträger geschaffen werden

Ordensgemeinschaften besitzen auf ih-
ren verschiedenen Ebenen mehrere ju-
ristische Personen des kanonischen 
Rechts – die Gemeinschaft als ganze, 
die Provinz, die einzelnen Niederlassun-
gen. Trotzdem werden die Ordensge-
meinschaften vom kanonischen Recht, 
was die Vermögensverhältnisse angeht, 
als Einheit gesehen. Das zeigt sich dar-
an, dass die Übertragung von Vermögen 
von einer juristischen Person des kano-

nischen Rechts auf eine andere inner-
halb derselben Ordensgemeinschaft im 
kirchlichen Rechtsbereich nicht als 
Veräußerung angesehen wird. Für die 
Sicherung des Vermögens mit Hilfe zi-
viler Rechtsträger gemäß c. 1284 CIC 
bedeutet das: Es ist nach kanonischem 
Recht zulässig, dass das Vermögen einer 
juristischen Person des kanonischen 
Rechts im zivilen Rechtsbereich auf ei-
ner anderen Ebene gesichert wird. Zum 
Beispiel ist es zulässig, dass in einer 
Ordensgemeinschaft mit zentralisierter 
Leitungsstruktur das Vermögen mehre-
rer Niederlassungen ein und demselben 
zivilen Rechtsträger gehört, der auf der 
Ebene der Provinz angesiedelt ist.7

3.2 Wahl der Rechtsform
Für die Wahl der zivilen Rechtsform 
von Ordensgemeinschaften macht das 
kanonische Recht keine Vorgaben. In 
dieser Hinsicht Vorgaben zu machen, 
wäre auch kaum möglich, da die recht-
liche Situation von Staat zu Staat ver-
schieden ist. Im Prinzip ist also jede 
Rechtsform zulässig, die die in c. 1284 
CIC verlangte Sicherheit gewährleisten 
kann. Als Rechtsform des zivilen 
Rechtsträgers einer Ordensgemeinschaft 
ist also nicht nur der eingetragene Ver-
ein zulässig, sondern auch die GmbH, 
die Stiftung, die Aktiengesellschaft, 
usw.8 Die oben in Abschnitt 2 angeführ-
te Statistik zeigt, dass die meisten Or-
densgemeinschaften sich unter den 
verschiedenen Rechtsformen, die das 
deutsche Recht anbietet, für die des ein-
getragenen Vereins entschieden haben. 
Auch die deutsche Fachliteratur ist sich 
seit langem einig, dass unter den zivilen 
Rechtsformen für Ordensgemeinschaf-
ten die des e. V. in der Regel die geeig-
netste ist.9



Gestaltung der Satzung ermögen der Ordensgemeinschaft VCI-

Ihe Satzung des zı vVIlen Kechtsträgers en können, Ae Oberen und OT,
1sT OQıe Schnittstelle zwıschen kanon1- OQie Kapitel, auch über den zıvılen
schem un: staatlichem Recht., ” Nur Kechtsträger &e1INe entsprechende eriIu-
urc OQıe Satzung des zı vılen Rechts- gungsgewalt hesitzen. Umgekehrt I11USS

tragers kann sichergestellt werden, Qass sichergestellt se1n, AQass nıcht TW, Dnt-
Ale Bestimmungen des kanonıschen den ıllen der zuständigen
Rechts über dQas ermögen e1iner Jurıst1ı- Oberen hbzw. Kapitel über Qas ermögen
schen Person des kanonıischen Rechts des Kechtsträgers verfügen können.
auch 1m staatlıchen echtsbereich
durchsetzbar leiben Nach BGB Ausgliederungen
wIird OQıe Verfassung e1NEes eingetrage- IIe Verpflichtung ZUT Sicherung des
NCNn Vereilns Uurc die Vereinssatzung ermögens der Ordensgemeinschaft
bestimmt. Entsprechendes SIl für AIie kann 0S nou machen, bestimmite Un-
anderen zıvılen Rechtsformen. Um S1- ternehmungen AUS dem Kechtsträger
cherzustellen, Qass OQıe Bestimmungen der Ordensgemeinschaft auszugliedern,
des kanonıischen Rechts über den Um- e1iNe Haftung der Ordensgemeln-
Sang m1t dem Ordensvermögen auch 1m schaft für Qiese Unternehmungen AUS-

staatlıchen Rechtsbereic durchsetzbar ZUSC  1eben IIe Ausgliederung kann
SINd, 1111USS I1Nan 41S0O Mese estnmmun- auf unterschledliche e1se erfolgen ':
gen des kanonıischen Rechts, Jedenfalls Eiıne Möglic  el  . 1St, AQass der ausgeglie-
WaSs ihre wesentlichen nNhalte angeht, derte Kechtsträger Teıil des ermögens
ın dIie Satzung des zıvıllen Kechtsträgers der Ordensgemeinschaft bleibt, Qass
übernehmen. ass solche estimmun- 0S sıch 41S0O weIlterhıin Kırchenver-
gen ın ausreichend klarer und Sicherer mogen handelt Ihe andere Möglıc  e1  .
eISE ın der Satzung vorhanden SINd, 1st, AQass der ausgegliederte Kechtsträger
SOllte nicht 11UTr hbeim erstmaliıgen Ah- nıcht mehr ZU Vermögen der Ordens-
fassen der Satzung des zı vılen Rechts- gemelnschaft gehört. In Ad1esem Fall
tragers beachtet, SsoNnNdern auch anläss- SINd, OQıe Ordensgemeinschaft Aa
ıch spaterer Satzungsänderungen des für ın ihr Stammvermögen eingreıifen
zıvılen Kechtsträgers erneut überprüft will, auf dIie Ausgliederun: dIie Bestim-
werden. mungen des kanonischen Rechts über
IIe wichtigsten Aspekte, Oie he]l der Veraäußerungen hbzw. veräußerungsähn-
Gestaltung der Satzung Beachtung VEeI-— 1cC Schlechterstellungsgeschäfte
dienen, SIN OQıe Festlegung des / we- hbeachten.
ckes des Kechtsträgers, die Besetzung
SC1INer Urgane, Oie Verankerung VO  — Rechtsträger qaussterbender

GemeinschaftenGenehmigungsvorbehalten ın der Sat-
Zung SOWIE bBestimmungen darüber, Was Besondere Schwierigkeiten können sıch
m1t dem ermögen geschlieht, WEnnn der he]l der Sicherung des Vermögens Crge-
zıvıle Kechtsträger erlischt. DIe VO  — ben, C1INe Ordensgemeinschaft 11UrTr

12784 ( IC geforderte Sicherung des och schr wenıge Mitglieder hat fu
ermögens verlangt, AQass diejenıgen, den Schwierigkeiten schört ın olchen

2172 OQıe ach kanonischem ec über dQas Fällen Qas Fehlen VOTl geei1gneten Per-212

3.3 Gestaltung der Satzung
Die Satzung des zivilen Rechtsträgers 
ist die Schnittstelle zwischen kanoni-
schem und staatlichem Recht.10 Nur 
durch die Satzung des zivilen Rechts-
trägers kann sichergestellt werden, dass 
die Bestimmungen des kanonischen 
Rechts über das Vermögen einer juristi-
schen Person des kanonischen Rechts 
auch im staatlichen Rechtsbereich 
durchsetzbar bleiben. Nach § 25 BGB 
wird die Verfassung eines eingetrage-
nen Vereins durch die Vereinssatzung 
bestimmt. Entsprechendes gilt für die 
anderen zivilen Rechtsformen. Um si-
cherzustellen, dass die Bestimmungen 
des kanonischen Rechts über den Um-
gang mit dem Ordensvermögen auch im 
staatlichen Rechtsbereich durchsetzbar 
sind, muss man also diese Bestimmun-
gen des kanonischen Rechts, jedenfalls 
was ihre wesentlichen Inhalte angeht, 
in die Satzung des zivilen Rechtsträgers 
übernehmen. Dass solche Bestimmun-
gen in ausreichend klarer und sicherer 
Weise in der Satzung vorhanden sind, 
sollte nicht nur beim erstmaligen Ab-
fassen der Satzung des zivilen Rechts-
trägers beachtet, sondern auch anläss-
lich späterer Satzungsänderungen des 
zivilen Rechtsträgers erneut überprüft 
werden.
Die wichtigsten Aspekte, die bei der 
Gestaltung der Satzung Beachtung ver-
dienen, sind: die Festlegung des Zwe-
ckes des Rechtsträgers, die Besetzung 
seiner Organe, die Verankerung von 
Genehmigungsvorbehalten in der Sat-
zung sowie Bestimmungen darüber, was 
mit dem Vermögen geschieht, wenn der 
zivile Rechtsträger erlischt. Die von 
c. 1284 CIC geforderte Sicherung des 
Vermögens verlangt, dass diejenigen, 
die nach kanonischem Recht über das 

Vermögen der Ordensgemeinschaft ver-
fügen können, d. h. die Oberen und ggf. 
die Kapitel, auch über den zivilen 
Rechtsträger eine entsprechende Verfü-
gungsgewalt besitzen. Umgekehrt muss 
sichergestellt sein, dass nicht etwa Drit-
te gegen den Willen der zuständigen 
Oberen bzw. Kapitel über das Vermögen 
des Rechtsträgers verfügen können.

3.4 Ausgliederungen
Die Verpflichtung zur Sicherung des 
Vermögens der Ordensgemeinschaft 
kann es nötig machen, bestimmte Un-
ternehmungen aus dem Rechtsträger 
der Ordensgemeinschaft auszugliedern, 
um eine Haftung der Ordensgemein-
schaft für diese Unternehmungen aus-
zuschließen. Die Ausgliederung kann 
auf unterschiedliche Weise erfolgen11: 
Eine Möglichkeit ist, dass der ausgeglie-
derte Rechtsträger Teil des Vermögens 
der Ordensgemeinschaft bleibt, so dass 
es sich also weiterhin um Kirchenver-
mögen handelt. Die andere Möglichkeit 
ist, dass der ausgegliederte Rechtsträger 
nicht mehr zum Vermögen der Ordens-
gemeinschaft gehört. In diesem Fall 
sind, falls die Ordensgemeinschaft da-
für in ihr Stammvermögen eingreifen 
will, auf die Ausgliederung die Bestim-
mungen des kanonischen Rechts über 
Veräußerungen bzw. veräußerungsähn-
liche Schlechterstellungsgeschäfte zu 
beachten.

3.5 Rechtsträger aussterbender 
Gemeinschaften

Besondere Schwierigkeiten können sich 
bei der Sicherung des Vermögens erge-
ben, falls eine Ordensgemeinschaft nur 
noch sehr wenige Mitglieder hat. Zu 
den Schwierigkeiten gehört in solchen 
Fällen das Fehlen von geeigneten Per-



ZUT Besetzung der Urgane des alle Anforderungen halten
Kechtsträgers und Qamıt dQas Fehlen der braucht, Ae der deutsche aa DE-

wöhnliche Vereine stellt. '“ Inshbesonderenötigen Kenntnıisse und Fähl  eliten ZU!r

Verwaltung des Kechtsträgers. Anderer- kann en Olcher erein SCINE Verelns-
SEITS 1st gerade ın Oolchen Situalnonen aUTONOMIE auch ın der eISE verwirk ı-
hbesondere Vorsicht geboten, einen chen, Qass CT SC1IN Selbstverwaltungs-
Verlust des ermögens der rdensSeE- recht zugunsten der Einordnung ın &e1INe
meinschaft verhindern. e  en Aiese rößere Gemeinschaft hbeschränkt Was
Gefahr 11USS rechtzeıitig vorgesorgt QdQas konkret bedeutet, 1st allerdings
werden, dQas el solange OQıe Urgane nıcht näher gesetzlich festgelegt. Unge-
des Kechtsträgers och m1t handlungs- wöhnliche Abweichungen VO  — den A |]|—
rähigen ersonen hesetzt SINd. IIe EntT- emeınen orgaben des Vereinsrechts
scheidung über Ae /7Zukunft des zı vılen SINa deswegen mMskant. (O)b solche Ah-
Kechtsträgers Ce1ner auUussterbenden (1e- welchungen Bestand aben, an 1m ULE JUGQLUNNUÜNmeinschaft wırd sich Qaran orlenteren, Konflı  all letztlich AQdavon ab, WI1Ie
WIE überhaupt für dIie etzten och le- AIie staatlıchen Gerichte entschelden,
benden Mitglieder der Gemeinschaft und Qas 1st möglicherwelse kaum VOT-—

JESOTST werden SOl Wenn Aiese MIıt- hersehbar.
hHieder beisplelsweise VO  — e1ner ande-

VereinszweckIcnMhNn OÖrdensgemeinschaft mi1t V!
werden, kann 0S sich nahelegen, ein1ıge Ihe Satzung Ce1INEeSs V., der als zıvıler
Vertreter der aufinehmenden (1emeıln- Kechtsträger e1ner Ordensgemeinschaft
schaft Mı  Jledern des hbetreffenden AQ1enen soll, sollte AQi1esen WecC AUS-

zı vılen Kechtsträgers machen. Adrücklich hbeim amen NCNNEN, Sal
Berücksichtigung der Anforde-

Beispiel: Gestaltung der rungen, OQıe sich AUS der gewünschten
Satzung eINEs C. Anerkennung als gemeinnütz1ıg CrSE-

ben ES stellt C1INe wichüge Sicherung
4_ 1 Selbstbestimmungsrecht der Ce1nNe ZweckentIiremdung des

ırche qls rTeIraum Vermögens dar, WEnnn der WEeC zıvıler
Be]l der Gestaltung der Satzung e1INEes Kechtsträger der OÖrdensgemeinschaft

V., der als Kechtsträger e1iner Ordens- se1n, ın der Satzung verankert 1sSt.
gemeinschaft Ad1enen soll, wıirkt sich
Uunstıg AdUS, Qass sıch en Olcher erein Vereinsmitgliedschaft
aul QdQas Selbstbestimmungsrecht der IIe Satzung des 111USS5 uskun
IC 1 ınNNe VOTl 140 arüber eben, WIE INan OQıe 1  1€  —

137/ Ahs WRV erufen kann. schaft erwıirht und WIE I1Nan S1P wIeder
Der erein 1st ZWar keine Keligionsge- verhert. €] wırd 0S vermutlich nıcht
meinschaft WIE Ae IC als Er möglich se1n, AQass sıch AIie 1  1&  —
kann aber als „rel1g1öser erein VO schaft ınfach AUS Ce1iner Verweisung auf
Selbstbesummungsrecht der Kırche (1e- Oie Miıt  Jledschaft ın der radensSe-
brauch machen. Daraus o Qass CT meilnschaft ach kanonischem ec
sich 1 1NDLIC auf Ae Vereinigungs- ahbleitet. IIe Bestimmungen des kanon1-
Treiheıt und Ae Vereinsautonom1 nıcht schen Rechts über UusIiırı und Entlas- 213
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sonen zur Besetzung der Organe des 
Rechtsträgers und damit das Fehlen der 
nötigen Kenntnisse und Fähigkeiten zur 
Verwaltung des Rechtsträgers. Anderer-
seits ist gerade in solchen Situationen 
besondere Vorsicht geboten, um einen 
Verlust des Vermögens der Ordensge-
meinschaft zu verhindern. Gegen diese 
Gefahr muss rechtzeitig vorgesorgt 
werden, das heißt, solange die Organe 
des Rechtsträgers noch mit handlungs-
fähigen Personen besetzt sind. Die Ent-
scheidung über die Zukunft des zivilen 
Rechtsträgers einer aussterbenden Ge-
meinschaft wird sich daran orientieren, 
wie überhaupt für die letzten noch le-
benden Mitglieder der Gemeinschaft 
gesorgt werden soll. Wenn diese Mit-
glieder beispielsweise von einer ande-
ren Ordensgemeinschaft mit versorgt 
werden, kann es sich nahelegen, einige 
Vertreter der aufnehmenden Gemein-
schaft zu Mitgliedern des betreffenden 
zivilen Rechtsträgers zu machen.

4. Beispiel: Gestaltung der 
Satzung eines e. V.

4.1 Selbstbestimmungsrecht der 
Kirche als Freiraum

Bei der Gestaltung der Satzung eines 
e. V., der als Rechtsträger einer Ordens-
gemeinschaft dienen soll, wirkt sich 
günstig aus, dass sich ein solcher Verein 
auf das Selbstbestimmungsrecht der 
Kirche im Sinne von Art. 140 GG i. V. 
m. Art. 137 Abs. 3 WRV berufen kann. 
Der Verein ist zwar keine Religionsge-
meinschaft wie die Kirche als ganze. Er 
kann aber als „religiöser Verein“ vom 
Selbstbestimmungsrecht der Kirche Ge-
brauch machen. Daraus folgt, dass er 
sich im Hinblick auf die Vereinigungs-
freiheit und die Vereinsautonomie nicht 

an alle Anforderungen zu halten 
braucht, die der deutsche Staat an ge-
wöhnliche Vereine stellt.12 Insbesondere 
kann ein solcher Verein seine Vereins-
autonomie auch in der Weise verwirkli-
chen, dass er sein Selbstverwaltungs-
recht zugunsten der Einordnung in eine 
größere Gemeinschaft beschränkt. Was 
das konkret bedeutet, ist allerdings 
nicht näher gesetzlich festgelegt. Unge-
wöhnliche Abweichungen von den all-
gemeinen Vorgaben des Vereinsrechts 
sind deswegen riskant. Ob solche Ab-
weichungen Bestand haben, hängt im 
Konfliktfall letztlich davon ab, wie
die staatlichen Gerichte entscheiden, 
und das ist möglicherweise kaum vor-
hersehbar.

4.2 Vereinszweck
Die Satzung eines e. V., der als ziviler 
Rechtsträger einer Ordensgemeinschaft 
dienen soll, sollte diesen Zweck aus-
drücklich beim Namen nennen, ggf. 
unter Berücksichtigung der Anforde-
rungen, die sich aus der gewünschten 
Anerkennung als gemeinnützig erge-
ben. Es stellt eine wichtige Sicherung 
gegen eine Zweckentfremdung des 
Vermögens dar, wenn der Zweck, ziviler 
Rechtsträger der Ordensgemeinschaft 
zu sein, in der Satzung verankert ist.

4.3 Vereinsmitgliedschaft
Die Satzung des e. V. muss Auskunft 
darüber geben, wie man die Mitglied-
schaft erwirbt und wie man sie wieder 
verliert. Dabei wird es vermutlich nicht 
möglich sein, dass sich die Mitglied-
schaft einfach aus einer Verweisung auf 
die Mitgliedschaft in der Ordensge-
meinschaft nach kanonischem Recht 
ableitet. Die Bestimmungen des kanoni-
schen Rechts über Austritt und Entlas-



sSung AUS Ordensgemeinschaften DasSscIl schaft OQıe Verfügungsgewalt über den
nämlich nicht den Anforderungen Nichtmitglieder verlert. ' AÄus
des deutschen Rechts dIie Freiwillig- Ad1esem TUN! SOllte OQıe Satzung auch
keıt der Mitgliedschaft ın ereinen. Hs vorsehen, AQass Oie Mitgliedschaft 1m
stellt sich 41S0O zwangsläufig OQıe rage, endet, 1in 1  1€ AUS der
welches OQıe Mitglieder des eingetrage- Ordensgemeinschaft ausscheidet.
NCN Vereiıns SC1IN sollen.
emenn gesprochen, hleten sich ZWwWEeI
Ösungen Ihe &e1INe Möglıc  e1  . he-
steht darın, JE ach ene, auf der der
zıvıle Kechtsträger geschaltfen wIrd, alle
Mitglieder des General- oder Provinzka- Ie gedruckte Ausgabe
pitels, hbzw. auf der ene der einzelnen
Niederlassun alle Mitglieder der auSs-
gemeilnschaft oder des Klosterkapitels

M1  Jledern des machen. IIe
andere Möglıc  e1 esteht darın, AIie Ihe ra der Mitgliedschaft ın der ()r-
Mitgliedschaft auf bestimmite Amtsträa- densgemeinschaft 1st unterscheiden
ger beschränken, fın ere, Okono- VOT der ra Ce1iner Beteiligun der
L1HNEeN und äate Grundsätzlich erscheint Verwaltung des Vermögens. Fıne solche
heides möglıch Bel der Entscheidun Beteiligung, etiwa VO  — professionellen
SOllte OQıe Leitungsstruktur der Ordens- Fachleuten, kann ın vIelen Fällen STINN-
gemeinschaft ach kırc  1ıchem ec voll und notwendig SC1IN. Für OQıe
berücksichtigt werden. Be]l cher demo- rechtliche Gestaltung Ce1iner Oolchen HBe-
kratıisch Stituktunerten Gememschaften teiılıgung VO  — Nichtmitgliedern, eıgnet
kann 0S sich nahelegen, AQass alle MIt- sich aber niıcht deren Vereinsbeitritt,
lieder der Hausgemeinschaft hbzw. des SsoNnNdern Ae Erteilung VOTl Vollmachten
apıtels auch Mitglieder des SINd. FEbenso 1st Ae Mitgliedschaft 1 erein
Bel cher monarchisch sStrukturnerten kein geelıgnetes Instrument, Auf-
Gemeinschaften kann 0S sich cher Ssichtsrechte übergeordneter Autontäten
helegen, Aass der AUS besthmmten ın der Satzung verankern.
Amtsträgern esteht In Jedem Fall SO -

darauf geachtet werden, Qass der Vorstand un! rechtliche
nıcht 11UTr Sanz wen1ge Mitglieder hat, Vertretung

Oie Möglic  ( auszuschließen, Nach kanonıschem ec 1€ Qie
Aass Qas ermögen der Ordensgemein- rechtliche Vertretung e1ner Juristischen
schaft ın Ae anı VO  — Sanz wenıgen Person des kanonıischen Rechts 1m Ke-
Mitgliedern elangt, Ae 1 ungüunst1gs- elTall he]l demjen1igen, der Mese Person
ten Fall der Gemeinschaft gegenüber unmıttelbar leitet C 12779 CIC) Im
CE1INES a  €s nıcht mehr oya SINd. VOT Ordensgemeinschaften 1st dQas
IIe M1  Jedschaft VO  — ersonen, die der ere amı Mese VO kanon1-
nıcht der Ordensgemeinschaft angehö- schen ec vorgesehene Rechtsstel-
ICN, SOllte ausgeschlossen se1nN, lung auch 1m staatlichen Rechtsbereic

214 verhindern, AQass Ale Ordensgemein- ausüben kann, SOllte aft MTEes der214

sung aus Ordensgemeinschaften passen 
nämlich nicht zu den Anforderungen 
des deutschen Rechts an die Freiwillig-
keit der Mitgliedschaft in Vereinen. Es 
stellt sich also zwangsläufig die Frage, 
welches die Mitglieder des eingetrage-
nen Vereins sein sollen.
Allgemein gesprochen, bieten sich zwei 
Lösungen an: Die eine Möglichkeit be-
steht darin, je nach Ebene, auf der der 
zivile Rechtsträger geschaffen wird, alle 
Mitglieder des General- oder Provinzka-
pitels, bzw. auf der Ebene der einzelnen 
Niederlassung alle Mitglieder der Haus-
gemeinschaft oder des Klosterkapitels 
zu Mitgliedern des e. V. zu machen. Die 
andere Möglichkeit besteht darin, die 
Mitgliedschaft auf bestimmte Amtsträ-
ger zu beschränken, z. B. Obere, Ökono-
men und Räte. Grundsätzlich erscheint 
beides möglich. Bei der Entscheidung 
sollte die Leitungsstruktur der Ordens-
gemeinschaft nach kirchlichem Recht 
berücksichtigt werden. Bei eher demo-
kratisch strukturierten Gemeinschaften 
kann es sich nahelegen, dass alle Mit-
glieder der Hausgemeinschaft bzw. des 
Kapitels auch Mitglieder des e. V. sind. 
Bei eher monarchisch strukturierten 
Gemeinschaften kann es sich eher na-
helegen, dass der e. V. aus bestimmten 
Amtsträgern besteht. In jedem Fall soll-
te darauf geachtet werden, dass der e. V. 
nicht nur ganz wenige Mitglieder hat, 
um die Möglichkeit auszuschließen, 
dass das Vermögen der Ordensgemein-
schaft in die Hände von ganz wenigen 
Mitgliedern gelangt, die im ungünstigs-
ten Fall der Gemeinschaft gegenüber 
eines Tages nicht mehr loyal sind.
Die Mitgliedschaft von Personen, die 
nicht der Ordensgemeinschaft angehö-
ren, sollte ausgeschlossen sein, um zu 
verhindern, dass die Ordensgemein-

schaft die Verfügungsgewalt über den 
e. V. an Nichtmitglieder verliert.13 Aus 
diesem Grund sollte die Satzung auch 
vorsehen, dass die Mitgliedschaft im 
e. V. endet, falls ein Mitglied aus der 
Ordensgemeinschaft ausscheidet.

Autoreninfo

Siehe gedruckte Ausgabe.

Die Frage der Mitgliedschaft in der Or-
densgemeinschaft ist zu unterscheiden 
von der Frage einer Beteiligung an der 
Verwaltung des Vermögens. Eine solche 
Beteiligung, etwa von professionellen 
Fachleuten, kann in vielen Fällen sinn-
voll und sogar notwendig sein. Für die 
rechtliche Gestaltung einer solchen Be-
teiligung von Nichtmitgliedern, eignet 
sich aber nicht deren Vereinsbeitritt, 
sondern die Erteilung von Vollmachten. 
Ebenso ist die Mitgliedschaft im Verein 
kein geeignetes Instrument, um Auf-
sichtsrechte übergeordneter Autoritäten 
in der Satzung zu verankern.

4.4 Vorstand und rechtliche
Vertretung

Nach kanonischem Recht liegt die 
rechtliche Vertretung einer juristischen 
Person des kanonischen Rechts im Re-
gelfall bei demjenigen, der diese Person 
unmittelbar leitet (c. 1279 § 1 CIC). Im 
Falle von Ordensgemeinschaften ist das 
der Obere. Damit er diese vom kanoni-
schen Recht vorgesehene Rechtsstel-
lung auch im staatlichen Rechtsbereich 
ausüben kann, sollte er kraft Amtes der 



Vorstandsvorsitzende des SC1IN. Das übertragen werden so11 oder e1nem
deutsche Vereinsrecht 1ässt Mese MÖg- Nichtordensmitglied, SOllte nıcht ın der
1C  el Zu.  14 amı Ae Möglıc  e1  . den Satzung festgelegt werden. em I1Nan

erein vertreten, auch dQdann Sgewähr- Qiese ra ın der Satzung en lässt,
elstet ble1lbt, WEnnn der ere verhindert ewahrt I1Nan sıch &e1iNe rößere lex1b1l-
1st Oder AUS dem Amt ausscheldet, SO - LtÄät. Klar 1st Jedenfalls, AQass ach kano-
ten aquber dem Oberen och weıltere ()r- nıschem ec zumındest auf der ene
densmitglieder ZU Vorstand ehören. der Ordensgemeinschaft und

auf der ene der Provınz 1in Okonom
Geschäftsführer este werden INUSS, der VO ewelll-

1elie Vereinssatzungen scehen dQas Amt gen Oberen verschleden 1st C 0936
e1NES Geschäftsführers VOT, der niıcht CIC) Wenn sich Ce1nNe Ordensgemeln-
1  16 des Vorstands 1sT Inwıewelt der schaft entscheildet, en Nichtordensmit-
Geschäftsführer &e1INe Vertretungsmacht 1& ZU Geschäftsführer des zı vılen
ach auben besitzt, kann entweder ın Kechtsträgers machen, legt 0S sich ULE JUGQLUNNUÜN
der Satzung selhst Oder ın e1ner urc nahe, den Okonomen e1nem 1  1€
OAie Satzung vorgesehenen Geschäftsord- des Vorstands machen, zumın-
NnNung festgelegt werden. 1cC möglıich dest annäherungswelse Qie kırchen-
1sT ach staatlıchem ec Ce1INe General- rechtliche Situalon wlderzusplegeln.
vollmacht, urc OAie en Geschäftsfüh-
ICr, der nıcht dem Vorstand angehört, Aufsı  tsrechte Verwaltungsrat
den erein SENAUSO umfassend un! Genehmigungsvorbehalte
könnte WIE en Vorstandsmitglied. Ihe Satzung Ce1INES e1gnet sich auch
IIe Kechtsstellung Ce1INES nıcht ın vollem dazu, sicherzustellen, Qass dIie 1m Ich-
Umfang vertretungsb erechtigten (1e- lıchen ec vorgesehenen Aufsichts-

rechte auch 1m staatlıchen ec  e-schäftsführers gut der VO

kanonıischen ec verlangten nNnier- reich hbeachtet werden. Be]l gewöhnlichen
sche1dung zwıschen ordentlicher und eingetragenen ereinen würde Ae Ver-
außerordentlicher Verwaltung vgl ankerung Olcher Aufsichtsrechte ın der

0938 5& 1— CIC) ES legt sich 41SO Satzung möglicherwelse der VO-
nahe, OQıe Kechtsstellung des eschaIts- lichen ec geforderten Vereilnsauto-
ührers bestiummen, Qass Hand- NnOM1€e wldersprechen. Bel rel1g1lösen
lungen der ordentlichen Verwaltung ereinen 1st &e1iNe solche Selbstbeschrän-
selbständig vornehmen kann und für kung Ihres Selbstverwaltungsrechts JE-
Handlungen der außerordentlichen Ver- doch VOTl der Kechtsprechun als Zzu1äs-
waltung &e1iNe Bevollmächtigun: eltens S11g anerkannt.'® Aufsichtsrechte können
des Oberen benöüUgt. ” €] I11USS übergeordneten Urganen Innerhalhbh der
Uürlich bestimmt werden, welche Ordensgemeinschaft Ooder kırc  Iıchen
Handlungen den Bereich der ordentlı- Autori1täten aUußerhalb der raensge-

meinschaft zukommen. Aufsichtsrechtechen Verwaltung übersteigen und folg-
ıch als außerordentliche Verwaltung können sich el AUS dem FSESsaAML-
gelten. kırchlichen ec ergeben Oder AUS dem
(O)b die Funktion des Geschäftsführers Eigenrecht der Ordensgemeinschaft. Ihe
dem Okonom der Ordensgemeinschaft Verankerung VO  — Aufsichtsrechten ın 215
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Vorstandsvorsitzende des e. V. sein. Das 
deutsche Vereinsrecht lässt diese Mög-
lichkeit zu.14 Damit die Möglichkeit, den 
Verein zu vertreten, auch dann gewähr-
leistet bleibt, wenn der Obere verhindert 
ist oder aus dem Amt ausscheidet, soll-
ten außer dem Oberen noch weitere Or-
densmitglieder zum Vorstand gehören.

4.5 Geschäftsführer
Viele Vereinssatzungen sehen das Amt 
eines Geschäftsführers vor, der nicht 
Mitglied des Vorstands ist. Inwieweit der 
Geschäftsführer eine Vertretungsmacht 
nach außen besitzt, kann entweder in 
der Satzung selbst oder in einer durch 
die Satzung vorgesehenen Geschäftsord-
nung festgelegt werden. Nicht möglich 
ist nach staatlichem Recht eine General-
vollmacht, durch die ein Geschäftsfüh-
rer, der nicht dem Vorstand angehört, 
den Verein genauso umfassend vertreten 
könnte wie ein Vorstandsmitglied.
Die Rechtsstellung eines nicht in vollem 
Umfang vertretungsberechtigten Ge-
schäftsführers passt gut zu der vom 
kanonischen Recht verlangten Unter-
scheidung zwischen ordentlicher und 
außerordentlicher Verwaltung (vgl. 
c. 638 §§ 1–2 CIC). Es legt sich also 
nahe, die Rechtsstellung des Geschäfts-
führers so zu bestimmen, dass er Hand-
lungen der ordentlichen Verwaltung 
selbständig vornehmen kann und für 
Handlungen der außerordentlichen Ver-
waltung eine Bevollmächtigung seitens 
des Oberen benötigt.15 Dabei muss na-
türlich genau bestimmt werden, welche 
Handlungen den Bereich der ordentli-
chen Verwaltung übersteigen und folg-
lich als außerordentliche Verwaltung 
gelten.
Ob die Funktion des Geschäftsführers 
dem Ökonom der Ordensgemeinschaft 

übertragen werden soll oder einem 
Nichtordensmitglied, sollte nicht in der 
Satzung festgelegt werden. Indem man 
diese Frage in der Satzung offen lässt, 
bewahrt man sich eine größere Flexibi-
lität. Klar ist jedenfalls, dass nach kano-
nischem Recht zumindest auf der Ebene 
der gesamten Ordensgemeinschaft und 
auf der Ebene der Provinz ein Ökonom 
bestellt werden muss, der vom jeweili-
gen Oberen verschieden ist (c. 636 § 1 
CIC). Wenn sich eine Ordensgemein-
schaft entscheidet, ein Nichtordensmit-
glied zum Geschäftsführer des zivilen 
Rechtsträgers zu machen, legt es sich 
nahe, den Ökonomen zu einem Mitglied 
des Vorstands zu machen, um zumin-
dest annäherungsweise die kirchen-
rechtliche Situation widerzuspiegeln.

4.6 Aufsichtsrechte: Verwaltungsrat 
und Genehmigungsvorbehalte

Die Satzung eines e. V. eignet sich auch 
dazu, sicherzustellen, dass die im kirch-
lichen Recht vorgesehenen Aufsichts-
rechte auch im staatlichen Rechtsbe-
reich beachtet werden. Bei ge wöhn lichen 
eingetragenen Vereinen würde die Ver-
ankerung solcher Aufsichtsrechte in der 
Satzung möglicherweise der vom staat-
lichen Recht geforderten Vereinsauto-
nomie wi der sprechen. Bei religiösen 
Vereinen ist eine solche Selbstbeschrän-
kung ihres Selbstverwaltungsrechts je-
doch von der Rechtsprechung als zuläs-
sig anerkannt.16 Aufsichtsrechte können 
übergeordneten Organen innerhalb der 
Ordensgemeinschaft oder kirchlichen 
Autoritäten außerhalb der Ordensge-
meinschaft zukommen. Aufsichtsrechte 
können sich dabei aus dem gesamt-
kirchlichen Recht ergeben oder aus dem 
Eigenrecht der Ordensgemeinschaft. Die 
Verankerung von Aufsichtsrechten in 



der Vereinssatzung kann adurch DE- lungen he]l Gericht hinterlegen, auf
schehen, Aass en hbesonderes Vereinsor- OQıe Verwıesen wIrd. Angesichts dessen
gan, WIE en Verwaltungsrat, geschaffen wIrd ( sich echer nahelegen, dIie einzel-
wIrd, Ohne dessen Genehmigun he- NCNn rFec  ıchen Frfordernisse für Ver-
TımmMte Handlungen nıcht wIirksam (1 — außerungen auscdrücklich ın Oie Salt-
folgen können. S1e kann aher auch Aa- Zung übernehmen.
urc geschehen, Qass dIie Wirksamker Aufsichtsrechte, Oie 1m kanonischen
estimmter Handlungen VO  — der (1e- ec nıcht vorgesehen SinNd, Ollten
nehmigung Uurc Autontäten a  an  1 auch ın OQıe Satzung des zıvılen Rechts-
1st, dIie außerhalb des Vereiıns anges1le- tragers nıcht eingefügt werden. Das <allı
delt SINd. /fu den Handlungen, für OQıe insbesondere für welterreichende Auf-
Genehmigungsvorbehalte Sinnvoll SINd, Sichtsrechte Ordensexterner utorntia-
ehören insbesondere Veraäußerungen ten. /fu e1ner ulmnahnme Olcher weIlter-
und vergleichbare Schlechterstellungs- reichenden Aufsichtsrechte ın Qlje
geschäfte vgl 0938 S& 3— CIC), An- Satzung esteht kein Anlass; 1m egeN-
derungen der Vereinssatzung oder des teil /fu der VOTl 172784 ( IC geforderten
Vereinszwecks SOWIE der Beschluss über Sicherung des Vermögens schört auch
dIie uflösun des Vereins 127955 ( IC Ae icherun: einen unberec  1g-
verlangt, OQıe Bestimmungen über Ver- ten Zugriff kırc  ıcher Autoritäten auf
außerungen und vergleichbare chlech- Qas Vereinsvermögen.
terstellungsgeschäfte ın dIie atuten der
Juristischen ersonen aufzunehmen. uflösun des Vereıns
Strengoezleht sich Adilese DIe Satzung 1NUSS OrSorge treffen,
Forderung ZWalT auf Oie kanonıischen W Qas ermögen des Verelns he] Qdes-
atuten. Hs 16 aher nahe, S1P auch ın SC ufösun: ufällt el 1st he-
der Satzung VOTl zı vılen Kechtsträgern denken, Qass 0S 1m Rahmen der VoOor-
uUumzuselizen. a  en des kanonıischen Rechts ın dIie
Ihe UÜbernahme Olcher Aufsichtsrechte Zuständigkeit der Ordensgemeinschaft
ın Ale Satzung des kann ach a über den Vermögensanfall he-
staatlichem ec nıcht ın Form Ce1ner 11mmen Nur WEeNnN W Qas Frlö-
dynamıschen Verwelsung geschehen, schen der Ordensgemein-

ın Form e1iner Verweilisung, dIie Uurc schaft geht, 1€ Aiese Zuständigkeıit
C1INe zusammenTfassende Klausel dIie 1 hbeim Apostolischen ( H84 CIC)
jeweıils geltenden kanonıischen ec
hbestehenden FErfordernisse ın die Sat- Verlust der
zung eiInbezieht.! Das deutsche ec Verfügungsgewaverlangt vielmehr AUS Gründen der
Rechtssicherheit, Qass die Verfassung Im ungünsugsten Fall kann en zı vıler
Ce1INEeSs vollständig AUS der he] (1e- Kechtsträger VO  — Anfang Ooder 1m
richt hinterlegten Satzung ervorgehen auTe der ZeıIlt gestaltet Sse1N, Qass dIie
111USS5. Fıne zusammenTfassende statısche Ordensgemeinschaft dIie Verfügungsge-
Verwelsung 1sT Zzuläss1g, würde 0S abher walt arüber verliert, Qass dIie (O)be-
notwendig machen, m1t der Ic1H und Kapitel der Gemeimschaft ihre

216 Satzung auch den Wortlaut der Rege- auf den Kechtsträger bezogenen Ent-216

der Vereinssatzung kann dadurch ge-
schehen, dass ein besonderes Vereinsor-
gan, wie ein Verwaltungsrat, geschaffen 
wird, ohne dessen Genehmigung be-
stimmte Handlungen nicht wirksam er-
folgen können. Sie kann aber auch da-
durch geschehen, dass die Wirksamkeit 
bestimmter Handlungen von der Ge-
nehmigung durch Autoritäten abhängig 
ist, die außerhalb des Vereins angesie-
delt sind. Zu den Handlungen, für die 
Genehmigungsvorbehalte sinnvoll sind, 
gehören insbesondere Veräußerungen 
und vergleichbare Schlechterstellungs-
geschäfte (vgl. c. 638 §§ 3–4 CIC), Än-
derungen der Vereinssatzung oder des 
Vereinszwecks sowie der Beschluss über 
die Auflösung des Vereins. C. 1295 CIC 
verlangt, die Bestimmungen über Ver-
äußerungen und vergleichbare Schlech-
terstellungsgeschäfte in die Statuten der 
juristischen Personen aufzunehmen. 
Streng genommen bezieht sich diese 
Forderung zwar auf die kanonischen 
Statuten. Es liegt aber nahe, sie auch in 
der Satzung von zivilen Rechtsträgern 
umzusetzen.
Die Übernahme solcher Aufsichtsrechte 
in die Satzung des e. V. kann nach 
staatlichem Recht nicht in Form einer 
dynamischen Verweisung geschehen, d. 
h. in Form einer Verweisung, die durch 
eine zusammenfassende Klausel die im 
jeweils geltenden kanonischen Recht 
bestehenden Erfordernisse in die Sat-
zung einbezieht.17 Das deutsche Recht 
verlangt vielmehr aus Gründen der 
Rechtssicherheit, dass die Verfassung 
eines e. V. vollständig aus der bei Ge-
richt hinterlegten Satzung hervorgehen 
muss. Eine zusammenfassende statische 
Verweisung ist zulässig, würde es aber 
notwendig machen, zusammen mit der 
Satzung auch den Wortlaut der Rege-

lungen bei Gericht zu hinterlegen, auf 
die verwiesen wird. Angesichts dessen 
wird es sich eher nahelegen, die einzel-
nen rechtlichen Erfordernisse für Ver-
äußerungen ausdrücklich in die Sat-
zung zu übernehmen.
Aufsichtsrechte, die im kanonischen 
Recht nicht vorgesehen sind, sollten 
auch in die Satzung des zivilen Rechts-
trägers nicht eingefügt werden. Das gilt 
insbesondere für weiterreichende Auf-
sichtsrechte ordensexterner Autoritä-
ten. Zu einer Aufnahme solcher weiter-
reichenden Aufsichtsrechte in die 
Satzung besteht kein Anlass; im Gegen-
teil: Zu der von c. 1284 CIC geforderten 
Sicherung des Vermögens gehört auch 
die Sicherung gegen einen unberechtig-
ten Zugriff kirchlicher Autoritäten auf 
das Vereinsvermögen.

4.7 Auflösung des Vereins
Die Satzung muss Vorsorge treffen, 
wem das Vermögen des Vereins bei des-
sen Auflösung zufällt. Dabei ist zu be-
denken, dass es – im Rahmen der Vor-
gaben des kanonischen Rechts – in die 
Zuständigkeit der Ordensgemeinschaft 
fällt, über den Vermögensanfall zu be-
stimmen. Nur wenn es um das Erlö-
schen der gesamten Ordensgemein-
schaft geht, liegt diese Zuständigkeit 
beim Apostolischen Stuhl (c. 584 CIC).

5. Verlust der
Verfügungsgewalt

Im ungünstigsten Fall kann ein ziviler 
Rechtsträger von Anfang an oder im 
Laufe der Zeit so gestaltet sein, dass die 
Ordensgemeinschaft die Verfügungsge-
walt darüber verliert, d. h. dass die Obe-
ren und Kapitel der Gemeinschaft ihre 
auf den Rechtsträger bezogenen Ent-



sche1idungen niıcht mehr durchsetzen che ec keine an die
können. E1ın Olcher Verlust der eriu- ersonen, dIie für den zıvıllen Rechtsträ-
sgungsgewalt T1 strengg SEr handeln, WEeNnN INan nicht ın der
nıcht ersti dQann e1Nn, WEeNnNn der Zugrnif Satzung des zı vılen Kechtsträgers enT-
auf den Kechtsträger und SC1IN VermöÖö- sprechend OrSorge getroffen hat enn
gen 1SC verloren 1st, 1 staatlichen Rechtshbereic bestimmt
SsoNdern hereıts dann, WEeNnNn OQıe MÖög- sich dIie Verfassung des zıvılen Rechts-
1C  el Aieses ugr1ffs VO Wohlwol- tragers, WIE dargelegt, ach SC1INer Sat-
len Dritter a  an  1 1st, deren Ohl- zung ES SIbt keine Möglic  elt, 1m
wollendes Verhalten rechtlich nıcht staatlichen Rechtsbereich SOZzusagen
Izwungen werden kann. Eın olcher der Satzung vorbel dem zı vılen Rechts-
Verlust der Verfügungsgewalt erscheint trager Welsungen ertellen.
VOT em dQann möglıch, WEeNnN als Ver- Wenn &e1INe Ordensgemeinschaft OQıe Ver-
einsmitglieder Oder als Mitglieder der fügungsgewalt über lIhren zıvılen
Vereinsorgane ersonen zugelassen Kechtsträger verloren hat und W ihr ULE JUGQLUNNUÜN
werden, Oie niıcht Mitglieder der ()r- auch nıcht elingt, Qiese Verfügungsge-
densgemeinschaft SINA. Gegenüber ()r- walt zurückzugewinnen, Ört AIie he-
densmitgliedermn en OQıe Oberen treffende Juristische Person auf, zıvıler
gen der Verpflichtung auf den Kechtsträger der OÖrdensgemeinschaft
evangelischen Kat des Gehorsams weIıt- SCIN. Das ermögen des zıvılen
reichende Einflussmöglichkeiten. Dem- Kechtsträgers 1st dQdann kein Kirchenver-
egenüber SINa OQie Möglichkeiten, mogen mehr, sonNdern ( 1st der Ordens-
Nichtmitglieder Qazu Zzwıingen, enTt- gemeinschaft verloren
sprechend den Entscheidungen der hnlıch WIE auch auf anderen e  en
Oberen handeln, schr begrenzt. ermögen verloren e  en kann. DIe
Der zı vıle Kechtsträger als olcher 1st Handlungen, Uurc Ae 0S dem Ver-
keine Juristische Person des kanon1- lust der Verfügungsgewalt kommen
schen Rechts, hat 1 mM kırc  ıchen konnte, tellen Schlechterstellungsge-
Rechtsbereic 41SO keine Rechte und chäfte 1 ınnNe VO  — 1727955 ( IC cQar
Iıchten. Zwangsmaßnahmen, OQıe dQas Solche Schlechterstellungsgeschäfte
kanonıische ec hereit hält, können SINa genehmigungsbedürfug. INNvOL-

erwelse wIıird aber kein Oberer SC1INEer nıcht den zıvılen Rechts-
trager als Oolchen eingesetzt werden, Genehmigung Qazu eben, Qass ın Ae-
SsOoNdern 11UrTr OQıe ersonen, Ae für SCT e1ISE Qas Ordensvermögen verloren
den zı vılen Kechtsträger handeln Und seht Wer ohne Genehmigun urc

SCI1IN Handeln den Verlust der eriu-auch dQas 1st 11UrTr möglıch der VoOor-
aussetzung, AQass Mese ersconen O- gungsgewalt herbelführt, handelt 4180
1SC SINd. IIe Zwangsmaßnahmen, Ae rechtswlidrig. Dadurch wIrd 1m Iırch-
Qas kanonıische ec el gegenüber lıchen Rechtsbereich ema 178 ( IC
Nichtordensmitgliedern ZU!r Verfügung schadenersatzpflichtig. Möglicherwelise
tellt, 41S0O irgendwelche Kırchenstrafen macht CT sich auch strafhar ema
Oder ahnliches, werden sich 1 KONn- 1377 ( IC erartıge Sanktıonen können

zumellst als tumpfe Schwerter abher den eingetretenen Vermögensver-
herausstellen. Erst recht S1bt Qas staatlı- lust nıcht mehr rückgäng1 machen. 217
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scheidungen nicht mehr durchsetzen 
können. Ein solcher Verlust der Verfü-
gungsgewalt tritt streng genommen 
nicht erst dann ein, wenn der Zugriff 
auf den Rechtsträger und sein Vermö-
gen faktisch verloren gegangen ist, 
sondern bereits dann, wenn die Mög-
lichkeit dieses Zugriffs vom Wohlwol-
len Dritter abhängig ist, deren wohl-
wollendes Verhalten rechtlich nicht 
erzwungen werden kann. Ein solcher 
Verlust der Verfügungsgewalt erscheint 
vor allem dann möglich, wenn als Ver-
einsmitglieder oder als Mitglieder der 
Vereinsorgane Personen zugelassen 
werden, die nicht Mitglieder der Or-
densgemeinschaft sind. Gegenüber Or-
densmitgliedern haben die Oberen we-
gen  de r  Ve rp f l i ch tung  au f  den 
evangelischen Rat des Gehorsams weit-
reichende Einflussmöglichkeiten. Dem-
gegenüber sind die Möglichkeiten, 
Nichtmitglieder dazu zu zwingen, ent-
sprechend den Entscheidungen der 
Oberen zu handeln, sehr begrenzt.
Der zivile Rechtsträger als solcher ist 
keine juristische Person des kanoni-
schen Rechts, hat im kirchlichen 
Rechtsbereich also keine Rechte und 
Pflichten. Zwangsmaßnahmen, die das 
kanonische Recht bereit hält, können 
daher nicht gegen den zivilen Rechts-
träger als solchen eingesetzt werden, 
sondern nur gegen die Personen, die für 
den zivilen Rechtsträger handeln. Und 
auch das ist nur möglich unter der Vor-
aussetzung, dass diese Personen katho-
lisch sind. Die Zwangsmaßnahmen, die 
das kanonische Recht dabei gegenüber 
Nichtordensmitgliedern zur Verfügung 
stellt, also irgendwelche Kirchenstrafen 
oder ähnliches, werden sich im Kon-
fliktfall zumeist als stumpfe Schwerter 
herausstellen. Erst recht gibt das staatli-

che Recht keine Handhabe gegen die 
Personen, die für den zivilen Rechtsträ-
ger handeln, wenn man nicht in der 
Satzung des zivilen Rechtsträgers ent-
sprechend Vorsorge getroffen hat. Denn 
im staatlichen Rechtsbereich bestimmt 
sich die Verfassung des zivilen Rechts-
trägers, wie dargelegt, nach seiner Sat-
zung. Es gibt keine Möglichkeit, im 
staatlichen Rechtsbereich sozusagen an 
der Satzung vorbei dem zivilen Rechts-
träger Weisungen zu erteilen.
Wenn eine Ordensgemeinschaft die Ver-
fügungsgewalt über ihren zivilen 
Rechtsträger verloren hat und es ihr 
auch nicht gelingt, diese Verfügungsge-
walt zurückzugewinnen, hört die be-
treffende juristische Person auf, ziviler 
Rechtsträger der Ordensgemeinschaft 
zu sein. Das Vermögen des zivilen 
Rechtsträgers ist dann kein Kirchenver-
mögen mehr, sondern es ist der Ordens-
gemeinschaft verloren gegangen – so 
ähnlich wie auch auf anderen Wegen 
Vermögen verloren gehen kann. Die 
Handlungen, durch die es zu dem Ver-
lust der Verfügungsgewalt kommen 
konnte, stellen Schlechterstellungsge-
schäfte im Sinne von c. 1295 CIC dar. 
Solche Schlechterstellungsgeschäfte 
sind genehmigungsbedürftig. Sinnvol-
lerweise wird aber kein Oberer seine 
Genehmigung dazu geben, dass in die-
ser Weise das Ordensvermögen verloren 
geht. Wer ohne Genehmigung durch 
sein Handeln den Verlust der Verfü-
gungsgewalt herbeiführt, handelt also 
rechtswidrig. Dadurch wird er im kirch-
lichen Rechtsbereich gemäß c. 128 CIC 
schadenersatzpflichtig. Möglicherweise 
macht er sich auch strafbar gemäß c. 
1377 CIC. Derartige Sanktionen können 
aber den eingetretenen Vermögensver-
lust nicht mehr rückgängig machen. 
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Der mögliche Extremfall eines Verlustes 
der Verfügungsgewalt über das Ordens-
vermögen macht deutlich, wie wichtig 
es ist, die Verfügungsgewalt über den 
zivilen Rechtsträger in ausreichender 
Weise rechtlich abzusichern.
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